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BdPiD c/oJózef Galiński…
                                                   BdPiD  c/o Andrzej Głowacki...
Herr Dr. Klaus Wowereit

Der Regierende Bürgermeister von Berlin

Senatskanzlei

Berliner Rathaus

10178 Berlin
Berlin, den 09.12.2013.
D A N K S A G U N G

 

Sehr geehrter Herr Regierender Bürgermeister von Berlin,
 

Wir danken Ihnen für die Antwort, die uns in Ihrem Namen Frau Blomeyer zugeschickt hatte.

Wir sind, genauso wie Sie, erfreut darüber, dass Sie schon jetzt die positiven Auswirkungen eines funktionierenden Büros des Bundes der Polen in Deutschland e.V. bemerken. Auch wir sind davon überzeugt, dass das zukünftige Büro seinen Beitrag zur Intensivierung der Kontakte und zu gemeinsamen Initiativen zwischen der Region Berlin-Brandenburg und Polen, wie das der Fall vor dem 2.Weltkrieg gewesen war, leisten wird. Wir möchten betonen, dass die Auflösung des Büros des Bundes der Polen in Deutschland e.V. in den Jahren 1940-45 durch die deutschnationalistische Rassenpolitik gegenüber den deutschen Bürgern polnischer Herkunft herbeigeführt wurde. Nach 1949 mangelte es bei der deutschen Regierung an gutem Willen, die polnische Minderheit formell anzuerkennen. Der Bund der Polen in Deutschland e.V. hatte deswegen sein beschlagnahmtes Vermögen nicht zurückbekommen, wodurch es ihm nicht möglich wurde, das Büro in Berlin wiederzueröffnen.

Es war aber genau in Berlin das Büro des Bundes der Polen in Deutschland e.V. bis 1940, wo die Arbeit der polnischen Organisationen, zuerst in der Weimarer Republik und dann in dem verbrecherischem 3.Reich, koordinierte. In demokratischem Deutschland war die polnische Minderheit nach dem 2.Weltkrieg die einzige, die ihren formellen Status nicht wiederbekam. So gelten die Folgen des schändlichen Dekrets vom 27.Februar 1940 des Kriegsverbrechers Hermann Göring bis heute. 
Das ist tatsächlich eine große Schande für das demokratische Deutschland, dass es diesen Tatbestand aufrechterhält. Es ist zugleich eine große Beleidigung für den Bund der Polen in Deutschland e.V. Der demokratische Staat Deutschland behandelt die polnische Minderheit schlechter als die Nazideutschen in den Jahren 1933-40.
 In der Zeit von 1933-40 hatte der Bund der Polen in Deutschland e.V. die anerkannte polnische Minderheit repräsentiert, war der Träger ihrer Interessen und genoss volle Rechte, obwohl er als Bedrohung angesehen wurde. Laut Dekret des Kriegsverbrechers Hermann Göring wurde die polnische Minderheit illegalisiert, das Vermögen des Bundes beschlagnahmt und ca. zwei Tausend Mitglieder ermordet. Tausende Mitglieder wurden schikaniert. Nach dem 2.Weltkrieg wurde als Trostpflaster das Haus in Bochum zurückgegeben, eine halbe Million Mark ausgezahlt und erst nach der deutschen Wiedervereinigung sollte das durch die Nazideutschen beschlagnahmte Vermögen zurückgegeben werden. Bis heute wurde kein Pfennig zurückgegeben außer das Versprechen, das Dokumentationszentrum zu finanzieren und das Polnische Haus in Bochum zu renovieren.

Das exisistierende Büro“ Geschäftsstelle der Polonia” in Berlin repräsentiert nicht den Bund der Polen in Deutschland e.V. Sein Chef bekommt die Unterstützung der deutschen Behörden ohne dem Bund der Polen in Deutschland e.V. anzugehören. Wenn dies den deutschen Behörden weiter zusagt, dann sollte es so bleiben. Die Unterbringung dieses Büros im Gebäude des Bundeshauses  ist jedoch ein Skandal und bedarf keines weiteren Kommentars.

Wir verstehen, dass Sie als Regierender Bürgermeister von Berlin uns dabei helfen werden, die Behörden der Bundesrepublik von dieser Schande zu befreien. Wir möchten, dass der Bund der Polen in Deutschland e.V. seine statusgemäßen Pflichten erfüllen kann, indem Sie ihm, sehr geehrter Herr Regierender Bürgermeister von Berlin, entsprechende Räumlichkeiten samt Einrichtung zuteilen und für die Gehälter der Mitarbeiter des Büros aufkommen bis das beschlagnahmte Vermögen des Bundes zurückgegeben und die polnische Minderheit in der Bundesrepublik formell anerkannt werden.

Wir sind enttäuscht und empfinden es als Zumutung, dass man uns zu einem Beamten auf der Bundesebene weiterschickt, der uns wahrscheinlich dann zu einem Landesbeamten zurückschicken wird - von Pontius zum Pilatus sozusagen. Die Herren mögen sich endlich untereinander darüber einig werden, wer die Verpflichtung hat, die Bestimmungen des deutsch-polnischen Vertrags von 1991 in die Tat umzusetzen bis zum Zeitpunkt der formellen Anerkennung der polnischen Minderheit in Deutschland und der Rückgabe des Vermögens durch die Bundesrepublik.

Wir bitten um ein möglichst schnelles Treffen mit einem von Ihnen genannten Beamten, um die technische Aspekte eines entstehenden Büros des Bundes der Polen in Deutschland e.V. und die Zuteilung eines entsprechenden Gebäudes mit ihm zu besprechen.

Wir hoffen auf eine positive und verbindliche Antwort und verbleiben

Mit freundlichen Grüßen

 

Generalbeirat                                                     Revisionskommission                     Józef Galiński                                                                             Andrzej Głowacki
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